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Für̂  dasr Ha^ischlÄgev/e^!^

Gesetz: ZPO § 580 Ziff 7

Rechtssatz:
S

In Ehesachen kann der Restitutionsgrund 
nicht damit 'ausgeräumt werden, dass der 
Beklagte sich im Vorprozess nicht vertreten 
Hesse

*•*
Aktenzeichen: IV ZR 111/50 
Urteil vom 12» April 1951 OLG Celle



;.VZR 111.'50

• erkundet 
. m 12o April 1951 
,0s. Klett, Justizangestellter 
i l l s .Urkund sb e amt er der 
eschäf tsstelle

I m IT sf.m e n  d e s  V o l k e s

In den Rechtsstreit

geb* B( in Incer Frau Grete Z\
•itrasse

Restitutionsbeklagte, Berufungsbeklagte 
und Revisionsklägerin,

• Prozessbevollmüclitigter: Rechtsanwalt

g e g e n
i.en Kaufmann Theodor in über

Restitutionskläger, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagten,

- }/rozessbev.:llmächtigter: Rechtsanwalt Br* in
i.at der IV* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd 
.liehe Verhandlung vom 5. April 1951 unter Mitwirkung des 
l./undesrichters Dr* Bersch als Vorsitzenden und der Bundes- 
.vichter Asclier, Raske, Br* Hartz und Johannsen.
für Recht erkannt: •

Bie Revision der-Restitutionsbeklagten gegen da’s 
Urteil des 5* Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Celle vom 6* O'uli 1950 (5 U *257/49) wird auf ihre 
Kosteh zurückgewiesen.

Von Rechts wegen
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^tbestand^

Die Parteien haben am 25. August 1955 die She mitei­
nander geschlossen. Die Restitutionsbeklagte hat, nachdem 
sie schon im Jahre 1941 beim Landgericht Hannover einen 
Antrag auf Anberaumung eines Sühnetermins gestellt hatte, 
im Jahre 1944 eine Scheidungsklage erhoben, diese aber als­
bald zurückgenommen. Der Restitutionskläger geriet gegen 
Ende des Krieges in russische Gefangenschaft, aus der er 
am 21..Dezember 1947* zurückkehrte« Im Januar 1948 erhob 
die Restitutionsbeklagte erneut Klage auf Scheidung der Ehe 
und begründete sie damit, dass der Restitutionskläger kein 
Interesse mehr für sie habe, sie vollkommen vernachlässige 
und auch den ehelichen Verkehr verweigere. Der Restitutions 
Kläger liess sich nicht durch einen Rechtsanwalt vertreten.
Er wurde am' 21. Februar 1948 vor dem Landgericht gehört 

und erklärte, dass er sich Anfang Februar 1948 endgültig 
von der Restitutionsbeklagten getrennt habe und die ehe­
liche .Gemeinschaft nicht wieder aufnehmen werde. Er könne 
seiner Frau keine Vorwürfe machen, sie hätten sich aber in 
den letzten Jahren völlig auseinandergelebt. Auf die Frage, 
:>b er Beziehungen zu anderen Frauen angeknüpft habe, ver­
weigerte er die Aussage. Darauf wurde die Ehe der Parteien 
durch Urteil vom gleichen Tage aus alleinigem Verschulden 
des Restitutionsklägers geschieden. Das Urteil wurde am 
7. April 1948 rechtskräftig.

Mit der im August 1948 erhobenen Restitutionsklage 
macht der Eestitiitionskläger. geltend, er habe im Juli 1948
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einen Brief der Restitutionsbeklagten vom 21. Januär 1943 
an einen Oberleutnant' aufgefunden, aus dem sich
ergebe, dass die Restitutionsbeklagte zu ehewid-
rige Beziehungen unterhalten habe« Ausserdem habe er erst 
jetzt erfahren, dass die Restitutionsbeklagte im Jahre 
1946 aus ausserehelichem Geschlechtsverkehr schwanger ge- 
v/esen sei. Dazu beruft er sich auf Akten des Fürsorgeamts 
in

Das Landgericht hat die Klage abgev/iesen, weil dem 
Kläger das ehev/idrige Verhältnis der Eestitutionsbeklagten 
zu schon zur Zeit des Vorprozesses bekannt gev/esen
sei und deshalb der aufgefundene Brief gemäss* § 582 ZPO 
nicht als Restitutionsgrund in Betracht komme. Die Akten 
des Fürsorgeamtes hat d‘as Landgericht deshalb nicht als 
geeignete Stütze für die Restitutionsklage angesehen, weil 
sie keinen Beweis dafür ergäben, dass es sich bei dem .durch 
sie nachgewiesenen ausserehelichen Geschlechtsverkehr um 
einen Ehebruch und nicht - wie die Restitutionsbeklagte 
behauptet - um eine Vergewaltigung gehandelt habe. Auf die 
Berufung des Restitütionslclägers hat das Oberlandesgericht 
der Restitutionsklage stattgegeben und die Ehe aus gleicher 
Schuld der Parteien geschieden. Es ist dem Landgericht bei­
getreten, soweit der Restitutionskläger sich auf die Akten 
des Fürsorgeamts beruft, hat aber die Restitutionsklage für 
zulässig und begründet gehalten, soweit sie}auf den Brief 
der Restitutionsbeklagten an G ^ J ^  gestützt wird, und hat 
nach umfangreicher Bev/ ei sauf nähme das Scheidungsurteil ge­
ändert und gleiche Schuld beider Parteien an der Scheidung 
festgestellt.
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Dagegen richtet sich die Revision, die in erster Linie 
Wiederherstellung des landgerichtlichen Urteils, hilfsv/eise 
Zurückverweisung ah die Vorinstanz erstrebt.

Der Restitutionskläger bittet um Zurückweisung der 
Revision.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist zulässig, sie konnte aber keinen Er- 
.folg haben.

Die Revision macht geltend, es fehle der ursächliche 
Zusammenhang zwischen dem Restitutionsgrund und der Vorent­
scheidung. Es ist richtig, dass die im § 58Ö ZPO aufgeführ­
ten Restitutionsgründe nur dann einen V/iederaufnahmegrund 
darstellen, wenn zwischen ihnen und der Vorentscheidung ein 
ursächlicher Zusammenhang besteht. Der Restitutionsgrund muss 
zu der Vorentscheidung in solcher Beziehung stehen, dass dem 
Urteil durch den Restitutionsgrund eine der Grundlagen, auf 
denen es „beruht, entzogen wird (OGHZ 2, 394). Der Revision 
ist auch zuzugeben, dass das Berufungsgericht dies nicht aus­
drücklich feststellt. Allein, es handelt sich dabei ausschiie* 
lieh um eine Rechtsfrage, deren Prüfung das Revisionsgericht . 
selbständig nachholen kann.. Diese Prüfung ergibt, dass das 
angefochtene Urteil im Ergebnis zutreffend ist.

• Die Vorentscheidung, im Ehescheidungsstreit beruht auf. 
einseitiger Verhandlung, weil der Restitutionskläger als 
damaliger Beklagter sich nicht vertreten liess und demgemäss 
keine Sachanträge stellte, und weiter darauf, dass er bei 
seiner persönlichen Vernehmung die Klagebehauptungen der 
Restitutionsbeklagten und damaligen Klägerin bestätigte.
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Das prozessuale Verhalten des Restitutionsklägers ähnelt 
hiernach demjenigen eines Beklagten, der ein. Versäumnisur- 
teil gegen sich ergehen lässt. M r  den Rail des Versäumnis- 
urteils und dem gleichliegenden des Vollstreckungsbefehls haf 
das Reichsgericht allerdings ausgesprochen, dass dabei die 
Grundlage der' Verurteilung nur die eigene Säumnis der Partei 
sei und dass eine Restitutionsklage dann nicht auf die in 
§ 580 Nr 1 bis 5? 6 u 7 ZPO bezeichneten Restitutionsgründe 
gestützt werden kann (RGZ 130, 388? 163, 287)» Ob diesen 
Grundsätzen uneingeschränkt beizutreten ist, kann hier auf 
sich beruhen. Für das Verfahren in Ehesachen sind sie jeden­
falls nicht ohne weiteres anwendbar. In Ehesachen ist ein 
Versäumnisurteil gegen den Beklagten nicht zulässig, § 618 
Abs 4 ZPO. Gemäss § 617 ZPO finden die Vorschriften über die 
Wirkung eines Anerkenntnisses, über die Folgen der unterblie­
benen oder verweigerten Erklärung über Tatsachen und über 
die Wirkung eines gerichtlichen Geständnisses keine Anwen­
dung. Nach § 622 ZPO endlich kann das Gericht zum Zwecke der 
Aufrechterhaltung der Ehe auch.gegen den Widerspruch der kla­
genden Partei Tatsachen berücksichtigen, die von den Parteien 
nicht vorgebracht sind. Diese. Vorschriften ergeben, .dass in 
Ehe Sachen 11 der Einfluss der Parteien auf die Feststellungs­
bedürftigkeit und die Feststellung von Tatsachen für den ge­
samten Tatsachenstoff ausgeschlossen ist” (Rosenberg § 163, 6c) 
Im Gegensatz zum Versäumnisverfahren hat daher das Gericht das 
Verhalten der nicht vertretenen beklagten Partei und ihre Er­
klärungen, die sie bei ihrer persönlichen Vernehmung abgibt, 
im Zusammenhang mit dem gesamten Prozeßstoff frei zu würdigen 
und kann zur Klageabv/eisung kommen, obwohl der nicht vertretene

6 ~
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Beklagte einen solchen Antrag nicht steilen konnte* Die Vor­
entscheidung beruht daher, soweit über die Klage entschieden 
ist, nicht darauf, dass der Beklagte sich im Prozess nicht • 
hat vertreten lassen» Allenfalls Hesse sich sagen, dass der 
Beklagte es sich dadurch unmöglich gemacht hat, eine V/ider- 
lclage zu erheben oder einen Mitschuldantrag zu stellen* Da 
aber insoweit, mangels solcher Anträge eine Entscheidung über 
sie überhaupt nicht ergangen ist, kann die Entscheidung auch • 
nicht darauf beruhen, dass solche Anträge nicht gestellt )
worden sind* Der .Grundsatz der Einheitlichkeit der Entschei­
dung in Ehesachen ist dafür ohne Bedeutung* Er besagt nur, 
dass Klage und V/iderklage in Ehesachen ebenso wie Scheidung 
•und Mitschuldausspruch innerlich eng *Zusammenhängen und die 
Entscheidung darüber nicht in mehrere feile zerrissen werden 
soll, weil dadurch missliche Folgen entstehen könnten (EGZ 
171» 41)» Aus ihm lässt sich aber nicht entnehmen, dass die 
Entscheidung über die Klage auch eine solche über die gar 
nicht erhobene Widerklage oder den nicht gestellten Mitschuld­
antrag in dem Sinne enthält, dass der Beklagte solche Anträge . 
nicht mehr stellen kann* Das ist vielmehr nur eine Wirkung
des auf die Klage ergehenden Scheidungsurteils, nicht aber ) * > Gegenstand des Urteils selbst* Die Vorentscheidung beruht, da- •
her nicht darauf, dass der Beklagte solche Anträge nicht ge­
stellt hat* : •

Die Revision verneint den ursächlichen Zusammenhang zwi­
schen dem vom Restitutionskläger aufgefundenen Brief und der 
Vorentscheidung deswegen, weil der Restitutionskläger die ihm 
bekannten Beziehungen der Restitutionsbeklagten zu nicht
in den Ehescheidungsstreit habe einführen wollen. Das Berufung^
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gericht stellt allerdings fest, dass der Restitutionskläger . 
die ehewidrigen Beziehungen der Restitutionsbeklagten zu G ^ |  
gekannt habe» Aus der Erklärung des Restitutionsklägers, er 
habe eine KavaliersScheidung erzielen wollen, schliesst das 
.Berufungsgericht weiter, dass er diese einzige ihm damals 
.bekannte Eheverfehlung bewusst nicht in den Ehescheidungs­
streit habe einführen wollen,, Damit, allein ist aber entgegen 
der Auffassung der Revision der ursächliche Zusammenhang zwi­
schen dem Kiclitbesitz des Briefes und der. Vorentscheidung 
noch nicht ausgeschlossen. Dazu müsste vielmehr, weiter fest­
stehen, dass der Restitutionskläger diese Eheverfehiung der * 
Restitutionsbeklagten auch dann nicht geltend gemacht haben 
würde, wenn er den Brief schon damals gekannt hätte, also auch 
damals schon durch einfache Vorlage des Briefes ihre Mitschuld 
hätte beweisen können« Aus seiner Erklärung, eine Kavaliers­
scheidung, zu wollen,.kann.nur geschlossen werden, dass er aus 
besonderen Gründen diese ihm bekannte Verfehlung der Resti­
tutionsbeklagten nicht geltend machen-wollte« Darüber aber* 
welcher Art die Gründe waren, ist aus dieser Erklärung nichts 
zu entnehmen« Es ist .ebenso denkbar, dass der Restitutions­
kläger sich scheute, für diese Eheverfehlung Zeugenbeweis an­
zutreten und dadurch Dritte in die Erörterung dieser Dinge vor 
Gericht, hineinzuziehen, als auch, dass er von einer solchen 
Beweisführung eine ihm damals .unangenehme Verzögerung der Ent­
scheidung befürchtete« Kach beiden Richtungen würde der 3esitz 
des Briefes den Restitutionskläger solcher Bedenken enthoben: 
haben« Die, einfache Vorlage des Briefes, dessen Echtheit die 
Restitutionsbeklagte zu keiner Zeit bestritten hat. hätte .;hne
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Zweifel zum Beweise ehev/idriger Beziehungen der Restitutions­
beklagten zu ausgereicht« Die Feststellung des Beru­
fungsgerichts, dass der Restitutionskläger diese Eheverfeh­
lung bewusst nicht geltend gemacht hat, enthält daher nicht 
auch zugleich die Feststellung, dass der Eestitutionskläger • 
von diesem Brief keinen Gebrauch gemacht haben würde, wenn 
er ihn im Vorprozess hätte vorlegen können« Deshalb kann aus 
den bisherigen Feststellungen des Berufungsgerichts auch, 
nicht entnommen werden, dass ein ursächlicher Zusammenhang 
zwischen dem Hichtbesitz des Briefes und der Vorentscheidung 
nicht besteht. Der Restitutionskläger behauptet einen solchen
ursächlichen Zusammenhang. Ihm ist zuzugeben, dass die Vor-

• * :

läge des Briefes eine für ihn günstigere Entscheidung herbei­
geführt haben würde. Die allgemeine Lebenserfahrung spricht 
dafür, dass Parteien die ihnen gebotenen Möglichkeiten, im

4 •
Prozess eine für sie günstige Entscheidung zu erzielen, auch 
aüsnutzen. Es wäre daher Sache der Restitutionsbeklagten ge­
wesen,* darzulegen und unter Beweis zu stellen, dass der Re­
stitutionskläger hier gleichwohl den Brief nicht vorgelegt 
haben würde. Das ist,- wie dargelegt, aus dem Berufungsurteil 
nicht zu entnehmen, und die Revision.hat nicht geltend ge­
macht, dass das Berufungsgericht in dieser Hinsicht Vor­
bringen der Restitutionsbeklagten nicht oder nicht erschöpfend 
gewürdigt hätte.

Hiernach ist’ der ursächliche -Zusammenhang zwischen dem 
Restitutionsgrund und der Vorentscheidung zu bejahen. In­
soweit erweist sich daher die Revision als unbegründet. Die 
von ihr nicht angegriffenen Ausführungen des Berufungsgerichts
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darüber, dass die sonstigen Voraussetzungen der Restitutions- 
klage'gegeben sind, dass sie zulässig und auch begründet ist, 
sind frei von' Rechtsirrtum. Das gilt insbesondere von den 
Ausführungen darüber, dass die Restitutionsklage- zur Geltend­
machung eines LiitSchuldantrags- zulässig ist, ohne Rücksicht 
darauf, ob ein solcher Mitschuldantrag schon im Vorprozess 
gestellt war,

# 'Die Revision greift schliesslich noch das Ergebnis an, 
zu dem das Berufungsgericht bei der neuen Schuldabv/ägung ge- ■ 
kommen ist« Das Berufungsgericht hat dabei jedoch alle Um­
stände berücksichtigt und hat die Abwägung, soweit sie nicht 
im Rahmen der tatrichterlichen Würdigung liegt, ohne Rechts-- 
irrtum vorgenommen. Es hat insbesondere geprüft, in welchem . 
Masse die beiderseitigen Verfehlungen zur Zerrüttung beige­
tragen haben. Seine Ausführungen lassen erkennen,' dass es 
auch die zeitliche Reihenfolge der Verfehlungen berücksichtigt-' 
und nicht übersehen hat, dass die Verfehlungen nur insoweit 
auf das eheliche Verhältnis einzuwirken vermochten, als es 
noch nicht völlig zerrüttet war. Gerade deshalb hat es die 
Präge, ob die Restitutionsbeklagte unerlaubte Beziehungen zu 
Püttger unterhalten hat, unberücksichtigt gelassen. PÜr die 
frühere Zeit hat das'Berufungsgericht - wie der Zusammenhang 
seiner Ausführungen ergibt - die Ehe noch nicht für SG'~2e2?rü:fctert i 
angesehen, dass die Verfehlungen der Restitutionsbeklagten 
die Zerrüttung nicht noch vertiefen konnten. Diese Pest’stel- i
lung liegt auf tatrichterlichem Gebiet und ist der Revision. 1
ebenso entzögen wie die Erörterung des Berufungsgerichts darüber^ 
dass die Verfehlungen der Re'stitutionsbeklagten im Ergebnis in j

•
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gleicher 7,eise zur Zerrüttung der Ehe heigetragen haben, wie 
die des Restitutionsklägers* *

Die Revision war. daher mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO
4 «

zurückzuweisen.
Streitwert: 2000,—  DLL .

Dr, Dersch ' Ascher Raske Dr* Hartz
Johannsen
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